
Satzung des ERITREA HILFSWERK IN DEUTSCHLAND (EHD) e.V. 

Beschlossen durch die Ordentliche Mitgliederversammlung des Eritrea Hilfswerk 
in Deutschland (EHD) e.V. am 29.Oktober 2022  

§ 1 NAME UND SITZ DES VEREINS, GESCHÄFTSJAHR 

(1) Der Verein trägt den Namen "Eritrea Hilfswerk in Deutschland (EHD) e. V." und ist im Ver-

einsregister des für die Stadt Plochingen zuständigen Amtsgerichts Esslingen am Neckar einge-

tragen. 

(2) Der Sitz des Vereins ist in Plochingen. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 ZWECK UND ZIEL DES VEREINS 

(1) In Übereinstimmung mit Artikel 9 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland, der 

Menschenrechtserklärung, der Charta der Vereinten Nationen und der Genfer Konvention hat 

der Verein den Zweck, gemeinnützig und mildtätig im Sinne der Völkerverständigung und zur 

Leistung humanitärer Hilfe zugunsten der Menschen in Eritrea tätig zu sein. Die Tätigkeit des 

Vereins ist darauf gerichtet, internationale Gesinnung und den Gedanken der Völkerverständi-

gung zu fördern, die Toleranz auf allen Gebieten der Kultur zu vertiefen. Der Verein ist politisch 

und konfessionell unabhängig. 

(2) Der Verein stellt sich insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Beschaffung finanzieller und materieller Unterstützung für die Menschen in Eritrea 

b) Entsendung von Beobachter/innen und Helfer/innen nach Eritrea 

c) Aufklärung und Öffentlichkeitsarbeit zur Erreichung humanitärer Hilfe für Eritrea durch an-

dere Länder und Organisationen 

d) Allgemein einen Beitrag zum Aufbau und zur Entwicklung des Landes Eritrea zu leisten. 

(3) Der Verein kann Träger von Projekten und dafür nötigen Einrichtungen werden. Über die 

Übernahme der jeweiligen Trägerschaft entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit. 

(4) Der Verein beschafft Mittel für die Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke anderer 

Körperschaften, die der Zielsetzung des Vereins oder wohlfahrtspflegerischen Aufgaben ent-

sprechen. 

§ 3 GEMEINNÜTZIGKEIT 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige bzw. mildtätige Wohl-

fahrtszwecke im Sinne des Abschnittes "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabeordnung in der 

jeweils gültigen Fassung. Die Tätigkeit des Vereins ist nicht auf die Erzielung von Gewinnen ge-

richtet. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Der Ver-

ein darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch un-

verhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen. 

§ 4 MITGLIEDSCHAFT 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden. 

(2) Die ordentliche Mitgliedschaft ist unbefristet. Der Antrag auf Aufnahme ist schriftlich zu 

stellen. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit. 

(3) Lehnt der Vorstand eine Aufnahme ab, so kann der/die Eintrittswillige die Mitgliederver-

sammlung anrufen. Diese entscheidet auf der nächsten Sitzung mit einfacher Mehrheit. 

(4) Jede Mitgliedschaft endet mit dem Tod des Mitglieds, durch freiwilligen Austritt, durch Aus-

schluss oder durch Streichung. 

a) Der Austritt kann durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand erklärt werden. Der 

Austritt ist nur möglich unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zum Jahresende. 

b) Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es gegen die Vereinsinte-

ressen gröblich verstoßen hat. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher 



Mehrheit. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied, unter Setzung einer angemessenen Frist, 

Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme zu geben.  

Der Beschluss über den Ausschluss ist mit Gründen zu versehen und ist dem Mitglied mittels 

eingeschriebenen Briefes bekannt zu machen. 

c) Gegen den Ausschließungsgrund des Vorstandes steht dem Mitglied das Recht auf Berufung 

an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung muss innerhalb einer Frist von zwei Wochen ab 

Zugang des Ausschließungsbeschlusses beim Vorstand schriftlich per Einschreiben eingelegt 

werden. Ist die Berufung rechtzeitig eingelegt, so hat der Vorstand diese der nächsten Mitglie-

derversammlung zur Entscheidung vorzulegen. Bis zur Entscheidung der Mitgliederversamm-

lung über die Berufung ruhen die Rechte des Mitgliedes. 

d) Die Streichung der Mitgliedschaft erfolgt, wenn das Mitglied mit einem Jahresbeitrag im 

Rückstand ist. Die Streichung der Mitgliedschaft erfolgt durch Beschluss des Vorstandes, der 

dem betroffenen Mitglied bekanntgemacht werden muss. 

(5) Mit Ende der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche an den Verein. 

§ 5 FÖRDERMITGLIEDSCHAFT 

Fördermitglieder können natürliche und juristische Personen werden, die die Ziele des Vereines 

unterstützen. Sie sind nicht stimmberechtigt. 

§ 6 EHRENMITGLIEDSCHAFT 

Der Vorstand kann der Mitgliederversammlung verdiente Mitglieder vorschlagen, die diese zu 

Ehrenmitglieder ernennt. Sie haben in der Mitgliederversammlung eine beratende Stimme. 

§ 7 MITGLIEDSBEITRAG 

(1) Von den Mitgliedern wird ein Mitgliedsbeitrag erhoben. Dieser ist von den persönlichen Ver-

hältnissen des Mitglieds abhängig, beträgt aber mindestens 5,00 € pro Monat. Im Beitrittsantrag 

wählt das neue Mitglied Höhe und Intervall der Zahlung. 

(2) Bestehende Mitgliedschaften sind durch einfache Willenserklärung veränderbar: 

- Wechsel zwischen ordentlicher Mitgliedschaft und Fördermitgliedschaft 

- Änderung der Beitragshöhe und/oder des Zahlungsintervalls. 

- Alle Willenserklärungen bedürfen der Textform und sind an das EHD-Büro zu richten. Der 

geschäftsführende Vorstand wird in allen Fällen durch das Büro informiert. 

(3) Ein Aufnahmeentgelt wird nicht erhoben. 

(4) Die Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht entbunden. 

§ 8 ORGANE DES VEREINS 

(1) Die Organe des Vereins sind  

- die Mitgliederversammlung und   

- der Vorstand. 

(2) der Verein hat einen Kassier (m,w,d) und wird in der Mitgliederversammlung für die Dauer 

von zwei Jahren gewählt.  Kann in der Mitgliederversammlung mangels Kandidaten kein Kas-

sier gewählt werden, entscheidet der Vorstand über die Besetzung des Postens. 

  

(3) Zur Absicherung der Vereinsorgane schließt der Verein zweckmäßige Haftpflicht- und Recht-

schutzversicherungen ab. Das Gebot der Wirtschaftlichkeit ist zu beachten. 

§ 9 MITGLIEDERVERSAMMLUNG 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Entscheidungsgremium des Vereins und tritt in 

der Regel mindestens einmal im Jahr zusammen. 

Der Vorstand kann nach seinem Ermessen beschließen, abweichend von §32 Absatz 1 Satz 

1 BGB, Mitgliederversammlungen virtuell abzuhalten.   

a) Der Vorstand beruft die Mitgliederversammlung vier Wochen im Voraus schriftlich unter Mit-

teilung der beabsichtigten Tagesordnung ein. Die Einladung erfolgt, falls möglich, per E-Mail. 



Alternativ kann sie mit der Briefpost versendet werden. Sie gilt innerhalb von drei Tagen nach 

der Aufgabe zur Post bzw. des Versands per E-Mail als zugestellt. 

b) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. 

c) Die ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Anzahl der 

anwesenden Mitglieder beschlussfähig.  

d) Eine ordnungsgemäße Einberufung sowie die Anwesenheit von 1/3 der Mitglieder ist zwin-

gend nötig in Fällen, welche den § 2 und den § 14 der Satzung betreffen. Tritt eine Beschluss-

unfähigkeit ein, muss der Vorstand unter Einhaltung der Einladungsfrist von zwei Wochen und 

unter Beifügung derselben Tagesordnung innerhalb von vier Wochen eine neue Mitgliederver-

sammlung einberufen und durchführen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschiene-

nen Mitglieder beschlussfähig. 

 

e) Die Mitgliederversammlung beschließt mit einfacher Mehrheit, sofern diese Satzung keine 

abweichende Regelung trifft. 

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet statt, wenn der Vorstand dies be-

schließt oder wenn dies von 1/3 der Mitglieder schriftlich verlangt wird. 

(3) Die Mitgliederversammlung beschließt im Rahmen des Vereinszweckes die Richtlinien für 

die Tätigkeit des Vereins. 

a) Die Mitgliederversammlung wird von der/dem 1. Vorsitzenden, in deren/dessen Abwesenheit 

von der/dem 2. Vorsitzenden, in deren/dessen Abwesenheit von einem anderen Mitglied des 

Vereins geleitet, das durch die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit zur/zum Ver-

sammlungsleiter/in gewählt wurde. 

b) Über den Verlauf und die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu fertigen. 

Die/der Protokollführer wird von der Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit bestimmt. 

Das Protokoll ist von der/dem Versammlungsleiter/in und der/dem Protokollführer/in zu unter-

zeichnen. 

c) Der Vorstand ist der Mitgliederversammlung gegenüber rechenschaftspflichtig. 

d) Die Mitgliederversammlung hat über die Wahl des Vorstandes und dessen Entlas-

tung zu entscheiden. Zugleich sind mit der Wahl des Vorstandes zwei Kassenprüfer zu 

wählen, die weder dem Vorstand angehören und auch nicht Angestellte des Vereins 

sind. Beide Kassenprüfer haben die Buchhaltung sowie den Jahresabschluss zu prü-

fen. Die Kassenprüfer haben der Mitgliederversammlung zu berichten. Wählbar sind 

nur Mitglieder des Vereins. 

e) Vorstand und Kassenprüfer werden für die Dauer von zwei Jahren gewählt, und 

zwar mit einfacher Mehrheit der Anwesenden. Der Vorstand führt die Geschäfte des 

Vereines bis zur Neuwahl weiter. 

f) Die Mitgliederversammlung entscheidet über das Aufnahmeersuchen einer eintritts-

willigen natürlichen oder juristischen Person, wenn zuvor der Vorstand die Aufnahme 

abgelehnt hat. 

g) Die Mitgliederversammlung entscheidet über die Berufung eines Mitgliedes gegen den Aus-

schließungsbeschluss des Vorstandes. 

§ 10 VORSTAND 

(1) Der Vorstand besteht aus  

a) der/dem 1. Vorsitzenden 

b) der/dem 2. Vorsitzenden 

c) Die Mitgliederversammlung kann weitere BeisitzerInnen wählen.  

Alle Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von zwei Jahren gewählt. 

(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den ersten Vorsitzenden oder durch 

den zweiten Vorsitzenden vertreten. 

(3) Der Vorstand arbeitet im Rahmen einer verbindlichen Geschäftsordnung. Diese regelt alle 

Entscheidungsfindungen, Abstimmungsvorgaben, Art und Weise der Beschlussfassungen und 

deren Form sowie das Aufgabengebiet der Öffentlichkeitsarbeit. 




